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Beschlußempfehlung und Bericht 
des Finanzausschusses (7. Ausschuß) 

zu dem von der Bundesregierung eingebrachten 

Entwurf eines Gesetzes zum Abkommen vom 28. April 1980 zwischen der 
Bundesrepublik Deutschland und der Arabischen Republik Ägypten über 
die Regelung gewisser Fragen betreffend deutsches Vermögen und zur 
Verteilung von Entschädigungen für deutsches Vermögen in Ägypten und 
Honduras 
— Drucksache 9/990 — 

A. Problem 

Der Bundesrepublik Deutschland werden auf Grund der Ab-
kommen 

a) mit Honduras vom 14. Dezember 1978, das am 8. März 1979 
in Kraft getreten ist (BGBl. II S. 402), 2 Mio. Deutsche 
Mark, 

b) mit Ägypten vom 28. April 1980, das ägyptischerseits schon 
ratifiziert ist, 1,75 Mio. Deutsche Mark 

zur Verfügung gestellt, um die infolge des Zweiten Weltkrieges 
durch Verstaatlichung und Anwendung der Feindvermögens-
gesetzgebung erlittenen Vermögensverluste deutscher natürli-
cher und juristischer Personen zu entschädigen. Die Vertei-
lung der zur Verfügung gestellten Entschädigungen an die Be-
troffenen ist nunmehr vorzunehmen und das Abkommen mit 
Ägypten zu ratifizieren. 

B. Lösung 

Ratifizierung des Abkommens mit Ägypten und Erlaß eines 
Verteilungsgesetzes. 

Die Verteilungsvorschriften lehnen sich eng an entsprechende 
Regelungen zu früheren Abkommen mit anderen Staaten an. 
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Um eine gerechte Verteilung zu gewährleisten, ist die im Ein-
zelfall auszuzahlende Entschädigung auf Grund einer Schlüs-
selzahl zu errechnen. 

Der Ausschuß empfiehlt, der Vorlage mit der Maßgabe zuzu-
stimmen, die Überschrift des Gesetzentwurfs sowie die Vertei-
lungsvorschrift (Artikel 3) klarstellender zu fassen und die Be-
zeichnung von Vorschriften (Artikel 2) redaktionell dem Stand 
der Gesetzgebung anzupassen. 

Einstimmigkeit im Ausschuß 

C. Alternativen 

keine 

 D. Kosten 

Außer den Verwaltungskosten des Verteilungsverfahrens, die 
vorwiegend beim Ausgleichsamt Stuttgart entstehen, werden 
Bund, Länder und Gemeinden mit Ausgaben nicht belastet. 
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Beschlußempfehlung 

Der Bundestag wolle beschließen, 

den Gesetzentwurf — Drucksache 9/990 — in der aus anliegender Zusammenstel-
lung ersichtlichen Fassung anzunehmen. 

Bonn, den 15. Dezember 1981 

Der Finanzausschuß 

Frau Matthäus-Maier 

Vorsitzende 

Baack 

Berichterstatter 
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Zusammenstellung 
des Entwurfs eines Gesetzes zum Abkommen vom 28. April 1980 zwischen der Bundes-
republik Deutschland und der Arabischen Republik Ägypten über die Regelung gewisser 
Fragen betreffend deutsches Vermögen und zur Verteilung von Entschädigungen für 
deutsches Vermögen in Ägypten und Honduras 
— Drucksache 9/990 — 
mit den Beschlüssen des Finanzausschusses (7. Ausschuß) 

Entwurf 

Entwurf eines Gesetzes zum Abkommen vom 28. 
April 1980 zwischen der Bundesrepublik Deutsch-
land und der Arabischen Republik Ägypten über die 
Regelung gewisser Fragen betreffend deutsches 
Vermögen und zur Verteilung von Entschädigungen 
für deutsches Vermögen in Ägypten und Hondu-
ras 

Der Bundestag hat mit Zustimmung des Bundes-
rates das folgende Gesetz beschlossen: 

Artikel 1 

Zustimmungsvorschrift 

Dem in Kairo am 28. April 1980 unterzeichneten 
Abkommen zwischen der Bundesrepublik Deutsch-
land und der Arabischen Republik Ägypten über die 
Regelung gewisser Fragen betreffend deutsches 
Vermögen wird zugestimmt. Das Abkommen *) wird 
nachstehend veröffentlicht. 

Artikel 2 

Bezeichnung von Vorschriften 

In diesem Gesetz werden bezeichnet 

1. als Feststellungsgesetz das Feststellungsgesetz 
in der Fassung der Bekanntmachung vom 1. Ok-
tober 1969 (BGBl. I S. 1885), zuletzt geändert 
durch § 2 des Gesetzes vom 27. Januar 1975 
(BGBl. I  S. 401), 

2. als Lastenausgleichsgesetz das Lastenaus-
gleichsgesetz in der Fassung der Bekanntma-
chung vom 1. Oktober 1969 (BGBl. I S. 1909), zu-
letzt geändert durch § 32 des Gesetzes vom 
21. Dezember 1979 (BGBl I S. 2308), 

3. als Reparationsschädengesetz das Reparations-
schädengesetz vom 12. Februar 1969 (BGBl. I 
S. 105), zuletzt geändert durch Artikel 37 des Ge-
setzes vom 14. Dezember 1976 (BGBl. I S. 3341). 

1 siehe Drucksache 9/990  

Beschlüsse des 7. Ausschusses 

Entwurf eines Gesetzes zur Verteilung von Entschä-
digungen für deutsches Vermögen in Ägypten und 
in Honduras sowie zum Abkommen vom 28. April 
1980 zwischen der Bundesrepublik Deutschland 
und der Arabischen Republik Ägypten über die Re-
gelung gewisser Fragen betreffend deutsches Ver-
mögen 

Der Bundestag hat mit Zustimmung des Bundes-
rates das folgende Gesetz beschlossen: 

Artikel 1 

unverändert 

 Artikel 2 

Bezeichnung von Vorschriften 

In diesem Gesetz werden bezeichnet 

1. unverändert 

2. als Lastenausgleichsgesetz das Lastenaus-
gleichsgesetz in der Fassung der Bekanntma-
chung vom 1. Oktober 1969 (BGBl. I  S. 1909), zu-

letzt geändert durch ... vom ... (BGBl. I S....), 

3. unverändert 
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Entwurf 

Artikel 3 

Verteilungsvorschriften 

§1 

(1) Nach Maßgabe dieses Gesetzes sind zu vertei-
len 

1. der in Artikel 1 des Abkommens vereinbarte Ent-
schädigungsbetrag von 1 500 000 Deutsche Mark 
an die Berechtigten (§ 2), die durch Anwendung 
der gegen das deutsche Auslandsvermögen ge-
richteten ägyptischen Feindvermögensgesetzge-
bung auf ihr in Ägypten belegenes Vermögen 
Vermögensschaden erlitten haben; 

2. der in Artikel 2 des Abkommens vereinbarte Ent-
schädigungsbetrag von 250 000 Deutsche Mark 
an die Berechtigten (§ 2), die nach dem Zweiten 
Weltkrieg durch Verstaatlichung deutschen Ver-
mögens in Ägypten Vermögensschaden erlitten 
haben; 

3. der in Artikel 1 des Regierungsabkommens vom 
14. Dezember 1978 zwischen der Regierung der 
Bundesrepublik Deutschland und der Regierung 
der Republik Honduras über die Regelung gewis-
ser, durch den Zweiten Weltkrieg verursachter 
Probleme (BGBl. 1979 II S. 402) vereinbarte Ent-
schädigungsbetrag von 2 000 000 Deutsche Mark 
an die Berechtigten (§ 2), die durch Anwendung 
der gegen das deutsche Auslandsvermögen ge-
richteten honduranischen Feindvermögensge-
setzgebung auf ihr in Honduras belegenes Ver-
mögen Vermögensschaden erlitten haben. 

(2) Die Verteilung erfolgt auf der Grundlage von 
Schlüsselzahlen, die in entsprechender Anwendung 
der Vorschriften des Feststellungsgesetzes über die 
Ersatzeinheitsbewertung und des § 245 Nr. 2 des La-
stenausgleichsgesetzes innerhalb jeder der in Ab-
satz 1 bezeichneten Gruppen gesondert festzustel-
len sind. Der Berechtigte einer Gruppe erhält je-
weils den Betrag, der zu der für ihn festgestellten 
Schlüsselzahl im Sinne des Satzes 1 in dem gleichen 
Verhältnis steht wie der für diese Gruppe bereitge-
stellte Entschädigungsbetrag zu der Summe der auf 
sie entfallenden Schlüsselzahlen. 

§2 

(1) Berechtigte nach § 1 Abs. 1 sind 

1. die unmittelbar geschädigten deutschen natürli-
chen und juristischen Personen, 

2. die bei Schadenseintritt beteiligten deutschen 
Anteilseigner der durch die Maßnahmen gegen 
das deutsche Auslandsvermögen betroffenen 
ägyptischen und honduranischen juristischen 
Personen, 

die am maßgebenden Stichtag (Absatz 2) die Aufent-
haltsvoraussetzungen (Absatz 3) für die Zuerken-
nung einer Entschädigung nach diesem Gesetz er-
füllen. Ist ein Berechtigter vor dem Stichtag verstor-
ben, sind dessen Erben oder weitere Erben, soweit 

Beschlüsse des 7. Ausschusses 

Artikel 3 

Verteilungsvorschriften 

§1 

unverändert 

§2 

unverändert 
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Entwurf 

diese am Stichtag die Aufenthaltsvoraussetzungen 
erfüllen, nach dem Verhältnis ihrer Erbteile berech-
tigt. 

(2) Stichtag ist 

1. bei Vermögensschäden in Ägypten (§ 1 Abs. 1 
Nr. 1 und 2) der 28. April 1980, 

2. bei Vermögensschäden in Honduras (§ 1 Abs. 1 
Nr. 3) der 14. Dezember 1978. 

(3) Ein Anspruch auf Entschädigung nach diesem 
Gesetz wird nur zuerkannt, wenn der unmittelbar 
Geschädigte oder dessen Erbe (Absatz 1) seinen 
ständigen Aufenthalt oder seinen Sitz am Stichtag 
außerhalb der Aussiedlungsgebiete (§ 11 Abs. 2 Nr. 3 
des Lastenausgleichsgesetzes) sowie der Deutschen 
Demokratischen Republik und Berlin (Ost) hatte. 

§ 3  

(1) Die Feststellung der Schlüsselzahlen (§ 1 
Abs. 2) erfolgt nur auf Antrag. Der Antrag ist schrift-
lich innerhalb einer Ausschußfrist von sechs Mona-
ten nach Inkrafttreten dieses Gesetzes bei dem Aus-
gleichsamt Stuttgart zu stellen. 

(2) Die Schlüsselzahl wird von dem Ausgleichsamt 
Stuttgart durch Bescheid festgestellt. 

§4 

(1) Für das Feststellungsverfahren (§ 3) sind, so-
weit nicht in diesem Gesetz etwas anderes bestimmt 
ist, die Vorschriften des Vierten Abschnitts des Fest-
stellungsgesetzes entsprechend anzuwenden. 

(2) Über die Klage gegen den Beschluß des Be-
schwerdeausschusses entscheidet das Verwaltungs-
gericht endgültig. 

(3) Der Vertreter der Interessen des Ausgleichs-
fonds ist an dem Verfahren nicht beteiligt. 

 

§5 
 

Die Entschädigung wird durch das Ausgleichsamt 
Stuttgart ausgezahlt. 

§6 

Ist auf Grund von Schäden im Sinne des § 1 Abs. 1 
Hauptentschädigung nach dem Lastenausgleichge-
setz oder Entschädigung nach dem Reparations-
schädengesetz bereits gewährt worden und ist diese 
wegen der Entschädigung nach diesem Gesetz zu 
kürzen, wird die Entschädigung nach diesem Gesetz 
nur insoweit ausgezahlt, als die Hauptentschädi-
gung nach dem Lastenausgleichsgesetz oder die 
Entschädigung nach dem Reparationsschädenge-
setz von einer Kürzung nicht betroffen ist. Der Be-
trag, um den die Hauptentschädigung nach dem La-
stenausgleichsgesetz zu kürzen ist, wird dem Träger 

Beschlüsse des 7. Ausschusses 

§3 

unverändert 

§4 

unverändert 

§5 

unverändert 

§6 

Ist auf Grund von Schäden im Sinne des § 1 Abs. 1 
Hauptentschädigung nach dem Lastenausgleichsge-
setz oder Entschädigung nach dem Reparations-
schädengesetz bereits gewährt worden und ist diese 
wegen der Entschädigung nach diesem Gesetz zu 
kürzen, wird die Entschädigung nach diesem Gesetz 
nur insoweit ausgezahlt, als die Hauptentschädi-
gung nach dem Lastenausgleichsgesetz oder die 
Entschädigung nach dem Reparationsschädenge-
setz von einer Kürzung nicht betroffen ist. Der Be-
trag, um den die Hauptentschädigung nach dem La-
stenausgleichsgesetz oder die Entschädigung nach 
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Entwurf 

dieser Leistungen aus dem Entschädigungsbetrag 
nach § 1 Abs. 1 erstattet. 

§7 

Zweckvermögen, die durch die Leistungen an die 
Order der Bundesregierung nach Artikel 1 und 2 des 
Abkommens mit Ägypten (§ 1 Abs. 1 und 2) und nach 
Artikel 1 des Regierungsabkommens mit Honduras 
(§ 1 Abs. 1 Nr. 3) entstanden sind oder entstehen, 
sind von der Körperschaftsteuer und der Vermögen-
steuer befreit. 

Artikel 4 

Berlin-Klausel 

Dieses Gesetz gilt auch im Land Berlin, sofern das 
Land Berlin die Anwendung dieses Gesetzes fest-
stellt. 

Artikel 5 

Inkrafttreten 

(1) Dieses Gesetz tritt am ersten Tage des auf die 
Verkündung folgenden Kalendermonats in Kraft. 

(2) Der Tag, an dem das Abkommen mit Ägypten 
nach seinem Artikel 9 in Kraft tritt, ist im Bundesge-
setzblatt bekanntzugeben. 

Beschlüsse des 7. Ausschusses 

dem Reparationsschädengesetz zu kürzen ist, wird 
den Trägern dieser Leistungen aus dem Entschädi-
gungsbetrag nach § 1 Abs. 1 erstattet. 

§ 7 

unverändert 

Artikel 4 

unverändert 

Artikel 5 

unverändert 
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Bericht des Abgeordneten Baack 

Die Vorlage — Drucksache 9/990 — wurde vom Ple-
num des Deutschen Bundestages in seiner 67. Sit-
zung vom 26. November 1981 dem Finanzausschuß 
überwiesen, der über die Vorlage am 2. und 9. De-
zember 1981 beraten hat. 

Der Vorlage liegt zugrunde 

— das Abkommen zwischen der Bundesrepublik 
Deutschland und der Arabischen Republik Ägyp-
ten vom 28. April 1980, welches durch die Vorlage 
ratifiziert werden soll; ägyptischerseits ist das 
Abkommen bereits ratifiziert, 

— das am 14. Dezember 1978 unterzeichnete, am 
8. März 1979 in Kraft getretene und am 23. April 
1979 bekanntgemachte Regierungsabkommen 
zwischen der Bundesrepublik Deutschland und 
der Republik Honduras. 

Die Bundesrepublik Deutschland hat sich seit Jah-
ren bemüht, mit den beiden Vertragsstaaten zu ei-
ner abschließenden Bereinigung von Vermögensfra-
gen zu kommen, die infolge des zweiten Weltkrieges 
durch Verstaatlichung und Anwendung von Feind-
vermögensgesetzgebungen entstanden sind. Durch 
die genannten Abkommen werden abschließend der 
Bundesrepublik Deutschland Entschädigungen zur 
Verfügung gestellt, die an die durch Vermögensver-
lust betroffenen deutschen natürlichen und juristi-
schen Personen weitergeleitet werden sollen. Soweit 
dieser Personenkreis bereits Entschädigungen auf 
Grund des Lastenausgleichsgesetzes oder des Repa-
rationsschädengesetzes erhalten hat, sind die Ent-
schädigungen insoweit anzurechnen. 

Die abschließenden Vermögensentschädigungen, 
die zur Verteilung anstehen, belaufen sich 

a) von Seiten Ägyptens auf 1,5 Mio. DM für Zwangs-
verwaltungsschäden und auf 0,25 Mio. DM für 
Verstaatlichungsschäden; 

b) von Seiten Honduras auf 2 Mio. DM für Vermö-
gensschäden. 

Ansprüche auf Entschädigung sind innerhalb einer 
Frist von sechs Monaten nach Inkrafttreten des Ge-
setzes zu stellen. Danach wird auf Grund der vorlie-
genden Anträge die Gesamtsumme nach Schlüssel-
zahlen verteilt. Später eingehende Anträge bleiben 
unberücksichtigt. 

Die örtliche und sachliche Zuständigkeit liegt allein 
beim Ausgleichsamt Stuttgart, welches bereits über 
entsprechende Erfahrungen auf Grund früherer 
Entschädigungszahlungen verfügt. 

Das im Zuleitungsschreiben der Vorlage als Anlage 
erwähnte Regierungsabkommen mit Honduras ist 
dem Gesetzentwurf auf Drucksache 9/990 nicht bei-
gefügt. Der Abkommenstext wird daher als Anlage 
diesem Bericht beigegeben. 

Der Ausschuß hat festgestellt, daß die Überschrift 
des Gesetzentwurfs sprachlich nicht genau den In-
halt der Vorlage wiedergibt. Der Ausschuß empfiehlt 
eine klarstellendere Fassung. Die in Artikel 2 Nr. 2 
der Vorlage zitierte Fundstelle der letzten Änderung 
des Lastenausgleichsgesetzes entspricht nicht mehr 
dem Stand der Gesetzgebung. Artikel 2 Nr. 2 war da-
her neu zu fassen. Die in der Begründung des Ge-
setzentwurfs unter Nummer 15 (zu Artikel 3 § 6 
Satz 2) angeführte Rückwirkung auf die Kostenträ-
ger nach dem Lastenausgleichsgesetz und dem Re-
parationsschädengesetz ist aus dem Wortlaut der 
Vorschrift nicht eindeutig erkennbar. Zur Klarstel-
lung empfiehlt der Ausschuß eine deutlichere Fas-
sung des Artikels 3 § 6 Satz 2 des Entwurfs. 

Der Finanzausschuß empfiehlt einstimmig, die Vor-
lage in der vom Ausschuß beschlossenen Fassung 
anzunehmen. 

Bonn, den 15. Dezember 1981 

Baack 

Berichterstatter 
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Anlage 

Abkommen *) zwischen der Regierung der Bundesrepublik Deutschland und der Regierung der 
Republik Honduras über die Regelung gewisser, durch den 2. Weltkrieg verursachter Pro-
bleme 

Die Regierung der Bundesrepublik Deutschland und 
die Regierung der Republik Honduras  — 

in  Anbetracht der freundschaftlichen Beziehun-
gen zwischen ihren Völkern und Regierungen, 

in dem Wunsch, diese Beziehungen noch weiter zu 
vertiefen, 

in dem Bestreben, gewisse, durch den 2. Weltkrieg 
verursachte Probleme zu lösen — 

sind wie folgt übereingekommen: 

Artikel 1 

Die Regierung der Republik Honduras zahlt einen 
Betrag in Höhe von zwei Millionen Deutsche Mark 
(2 Millionen DM) als Ausgleich für das während des 
2. Weltkriegs beschlagnahmte Vermögen deutscher 
Staatsangehöriger. Die Zahlung erfolgt an die Order 
der Regierung der Bundesrepublik Deutschland, 
Oberfinanzdirektion Köln, auf das Konto Nr. 3816 
der Bundeskasse Bonn bei der Landeszentralbank 
Bonn. 

Die Zahlung wird in drei Raten erfolgen, von de-
nen die erste in Höhe von 0,5 Millionen DM ein Jahr 
nach dem Inkrafttreten dieses Abkommens, die 
zweite ebenfalls in Höhe von 0,5 Millionen DM sechs 
Monate nach der 1. Rate und die letzte in Höhe von 
1 Million DM sechs Monate nach der 2. Rate fällig 
wird. 

Artikel 2 

Die Regierung der Bundesrepublik Deutschland 
verteilt nach ihrem Ermessen den in Artikel 1 be-
zeichneten Betrag an die Berechtigten. 

Artikel 3 

Die Bundesrepublik Deutschland betrachtet alle 
Fragen, die im Zusammenhang mit der Verwendung 
des Vermögens deutscher Staatsangehöriger durch  

die Regierung von Honduras während des 2. Welt-
kriegs entstanden sind, als erledigt, und verzichtet 
deshalb auf alle weiteren Ansprüche gegenüber der 
Republik Honduras wegen des Vermögens von in 
Honduras ansässigen deutschen Staatsangehöri-
gen.  

Artikel 4 

Die Regierung der Republik Honduras wird, so-
weit dies möglich ist, der Regierung der Bundesre-
publik Deutschland auf deren Wunsch alle Aus-
künfte erteilen und Unterlagen über die Beschlag-
nahme deutschen Vermögens zur Verfügung stel-
len. 

Artikel 5 

Die Regierung von Honduras verpflichtet sich, 
alle während des 2. Weltkriegs erlassenen Rechts-
vorschriften über das Vermögen von im Lande an-
sässigen deutschen Staatsangehörigen innerhalb 
von sechs Monaten nach Inkrafttreten dieses Ab-
kommens aufzuheben. 

Artikel 6 

Dieses Abkommen gilt auch für das Land Berlin, 
sofern nicht die Regierung der Bundesrepublik 
Deutschland gegenüber der Regierung der Republik 
Honduras innerhalb von drei Monaten nach der Un-
terzeichnung dieses Abkommens eine gegenteilige 
Erklärung abgibt. 

Artikel 7 

Dieses Abkommen bedarf der Ratifikation nach 
Maßgabe der innerstaatlichen Rechtsordnungen der 
beiden Länder; es tritt an dem Tag in Kraft, an dem 
beide Regierungen einander notifiziert haben, daß 
die innerstaatlichen Voraussetzungen für das In-
krafttreten des Abkommens erfüllt sind. 

Geschehen zu Tegucigalpa am 14. Dezember 1978 
in vier Urschriften, je zwei in deutscher und in spani-
scher Sprache, wobei jeder Wortlaut gleichermaßen 
verbindlich ist. 

Für die Regierung der 
Bundesrepublik Deutschland 

Carl H. Boehnke 

Für die Regierung der Republik Honduras 

Jorge Ramón Hernández Alcerro 

*) In Kraft getreten am 8. März 1979; bekanntgemacht am 
23. April 1979 (BGBl. II S. 402) 








